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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. November 1962 

6 — 68040 — 6322/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäische Wirtschaftsgemeinschaft; 

hier: Durchführungsverordnungen des Rates bzw. der 
Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft zu den Verordnungen vom 4. April 
1962 zur Gemeinsamen Agrarpolitik 


In Ausführung der vom Rat der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft am 14. Januar 1962 beschlossenen und am 4. April 
1962 verabschiedeten Verordnungen zur Gemeinsamen Agrar- 
politik hat die Kommission die 

Verordnung Nr. 132 der Kommission zur Festsetzung von 
Referenzpreisen für Äpfel 

Verordnung Nr. 133 der Kommission zur Änderung der An- 
lage I der Verordnung Nr. 60 der Kommission 

Verordnung Nr. 134 der Kommission über die Ernte- und Be- 
standsmeldungen für Wein 

Verordnung Nr. 135 der Kommission über die Festsetzung 
eines Zusatzbetrages für Einfuhren von geschlachteten Hüh- 
nern aus dritten Ländern 

erlassen, deren Wortlaut ich als Anlage zu Ihrer Unterrichtung 
gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 beifüge. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familien- 
und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 532, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Verordnung Nr. 132 der Kommission 
zur Festsetzung von Referenzpreisen für Äpfel 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 23 des Rats zur 
schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Obst und Gemüse, insbesondere 
Artikel 11 Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Obst und Gemüse und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zweckmäßigerweise sollten die innerhalb der Ge- 
meinschaft angebauten wichtigsten Apfelsorten in 
drei Gruppen eingestuft und für jede Gruppe Refe- 
renzpreise festgesetzt werden. 

Diese Referenzpreise sollten monatlich festgesetzt 
werden, um den saisonbedingten Schwankungen der 
Apfelpreise Rechnung zu tragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die Referenzpreise für Äpfel, mit Ausnahme 
von Mostäpfeln (Tarifnr. 08.06 A II des Gemein- 
samen Zolltarifs) werden, ausgedrückt in Rechnungs- 
einheiten pro Doppelzentner, für jede einzelne Sor- 
tengruppe I, II, und III der Erzeugnisse der Kate- 
gorie „I" der gemeinsamen Qualitätsnormen monat- 
lich wie folgt festgesetzt: 


1962—1963 

I. Gruppe 

II. Gruppe 

III. Gruppe 

Oktober 

12,3 

8,9 

7,6 

November 

14,7 

9,7 

7,5 

Dezember 

15,7 

9,8 

7,9 

Januar 

16,3 

10,3 

8,4 

Februar 

17,6 

11,4 

8,6 

März 

17,6 

12,9 

8,8 

April 

17,6 

14,3 

8,8 

Mai 

17,6 

14,5 

8,8 

Juni 

17,6 

12,3 

10,6 


(2) Die unter Ziffer (1) genannten Sortengruppen 
setzen sich wie folgt zusammen: 

I. Gruppe : Golden Delicious, Cox's orange pippin, 

Transparente jaune, James Grieve, 
Goldparmäne und ähnliche; 

II. Gruppe : Jonathan, Winston, Reinette de France, 

Reinette etoilee, Belle de Boskop, Fin- 
kenwerder, Reine des reinettes, Rei- 
nette du Canada, Rosa del Caldaro, 
Imperatore, Ellison's orange und ähn- 
liche ; 

III. Gruppe: Abbondanza, Rambour d'hiver und 

ähnliche. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Sie gilt bis zum 30. Juni 1963 
einschließlich. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 25. Oktober 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr, 133 der Kommission 
zur Änderung der Anlage I der Verordnung Nr. 60 der 

Kommission 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 23 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Obst und Gemüse, insbeson- 
dere auf Artikel 6, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Obst und Gemüse und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 1 Absatz (3) Satz 1 der Verordnung Nr. 60 
verweist die Kontrolle und Nachprüfung der Quali- 
tät in die Zuständigkeit der von den Mitgliedstaaten 
bezeichneten Stellen, die im Anhang I dieser Ver- 
ordnung aufgeführt sind. 

Die Französische Republik hat das Ministerium 
für Landwirtschaft, und zwar die Abteilung „Repres- 
sion des Fraudes", mit der Durchführung der Kon- 
trolle und der Nachprüfung der Qualität beauftragt. 

Mit Schreiben vom 30. August 1962 hat die fran- 
zösische Regierung der Kommission mitgeteilt, daß 
die Nachprüfung der Qualität auch dem Finanzmi- 
nisterium, „Direction generale des douanes" unter- 
steht. Es ist daher angebracht, diese Stellen in die 


Anlage I der Verordnung Nr. 60 der Kommission 
aufzunehmen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Anlage I der Verordnung Nr. 60 der Kommission 
über die ersten Maßnahmen zur Qualitätskontrolle 
für Obst und Gemüse im Handel zwischen den Mit- 
gliedstaaten wird wie folgt geändert: 

Französische Republik 
Ministere de l'agriculture 
Service de la repression des fraudes 
42 bis, rue de Bourgogne, 

Paris 7 emo 

Ministere des finances 
Direction generale des douanes 
93, rue de Rivoli, 

Paris 1 er 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 25. Oktober 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 134 der Kommission 
über die Ernte- und Bestandsmeldungen für Wein 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — | 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 24 des Rats über j 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen | 
Marktorganisation für Wein, insbesondere auf Ar- | 
tikel 5, | 

gestützt auf die Stellungnahme des Verwaltungs- ■ 
ausschusses für Wein und in Erwägung nachstehen- | 
der Gründe: ' 

Nach Artikel 2 der Verordnung Nr. 24 des Rats | 
haben die Traubenmost- und Weinerzeuger sowie j 
der Handel mit Ausnahme des Einzelhandels die j 
erzeugten Mengen und Bestände zu melden. 

Das im Rahmen dieser Meldungen gelieferte In- 1 
formationsmaterial soll es der Kommission insbe- 
sondere ermöglichen, zu Beginn jedes Jahres die in 
Artikel 3 dieser Verordnung vorgeschriebene Vor- 
bilanz aufzustellen. 

Die Aufstellung dieser Bilanz setzt voraus, daß 
bereits vor Abgabe der Meldungen, sowohl durch 
die Erzeuger wie auch durch die Händler, von den 
Mitgliedstaaten Schätzungen über die erzeugten 
Mengen und die Bestände vorgenommen werden. 

In der derzeitigen Phase der Entwicklung der 
Weinpolitik ist es zwar noch nicht erforderlich, die 1 
Bestandsmeldungen vor der Ernte abzugeben; im 
Hinblick auf die Förderung dieser Entwicklung ist j 
es jedoch zweckmäßig, bereits jetzt den Zeitpunkt I 
festzusetzen, bis zu dem diese Meldungen abgegeben 
werden sollen. 

In Anbetracht der Tatsache, daß die Weinernte 
in den einzelnen Mitgliedstaaten zu unterschiedli- | 
chen Zeiten stattfindet, ist ferner eine Staffelung der 
Abgabetermine für die Ernte-Meldungen vorzu- 
sehen. | 

Der Personenkreis, der Ernte- und Bestandsmel- 
dungen abgeben muß, sowie die in diese Meldungen 
aufzunehmenden Angaben sind genau festzulegen; 
ferner müssen die Zeitpunkte, zu denen die geliefer- 
ten Angaben in den einzelnen Ländern zentralisiert , 
und der Kommission übermittelt werden sollen, so- : 
wie die Form dieser Übermittlung bestimmt wer- 
den — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Das Weinjahr beginnt am 1. September und 
endet am 31. August. 


(2) Die Mitgliedstaaten schätzen alljährlich am 
31. August die auf ihrem Gebiet gelagerten Mengen 
von Traubenmost und Wein sowie die vorausseh- 
bare Traubenmost- und Weinernte. 

Sie teilen die geschätzten Hektoliter-Mengen der 
Kommission bis zum 20. September mit und führen 
dabei weiße Moste und Weine sowie rote und 
roses Moste und Weine gesondert auf. 

In gleicher Weise übermitteln die Mitgliedstaaten 
der Kommission bis zum 15. Oktober und 10. No- 
vember berichtigte Schätzungen über die Ernte und 
die Bestände. 

Artikel 2 

(1) Die Erzeuger melden den von den Mitglied- 
staaten bestimmten Behörden alljährlich gesondert 
die Mengen: 

a) an Wein, die von ihnen seit Beginn des Wein- 
jahrs aus frischen Trauben erzeugt worden sind; 

b) an Most, der aus frischen Trauben bereitet wor- 
den ist, sofern er von den Erzeugern zum Zeit- 
punkt der Meldung nicht schon zu Wein verar- 
beitet worden ist; 

c) an frischen Trauben, die sich zum Zeitpunkt der 
Meldung in ihren Lagerräumen befanden und 
zur Weinbereitung bestimmt waren. 

(2) Die natürlichen oder juristischen Personen 
außer den Privatverbrauchern und Einzelhändlern 
melden in jedem Jahr den von den Mitgliedstaaten 
^bestimmten Behörden die zu den in Artikel 6 fest- 
gesetzten Zeitpunkten bei ihnen lagernden Mengen 
an für die Weinherstellung bestimmten Trauben, 
an Most und an Wein. 

Artikel 3 

Als Erzeuger im Sinne dieser Verordnung gelten 
alle natürlichen oder juristischen Personen, die über 
Trauben, Most oder Wein verfügen oder verfügt 
haben und in den Besitz dieser Erzeugnisse gelan- 
gen, indem sie 

a) Reben selbst anbauen oder anbauen lassen, 
deren Ertrag ganz oder teilweise zu Most oder 
zu Wein verarbeitet wird, oder 

b) frische Trauben zu Most oder Wein verarbeiten 
oder verarbeiten lassen. 

Nicht als Erzeuger im Sinne dieser Verordnung 
gelten jedoch die Weinbauern, deren Betrieb weni- 
ger als 10 Ar Rebland umfaßt und die weder Trau- 
ben noch Most oder Wein unmittelbar oder mittelbar 
im Weinjahr in den Verkehr gebracht haben oder 
bringen werden. 
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Artikel 4 

Als Einzelhändler im Sinne dieser Verordnung 
gelten Personen, die berufsmäßig eine auf den Ver- 
kauf von Wein in kleinen Mengen und unmittelbar 
an Verbraucher gerichtete Handelstätigkeit aus- 
üben, unter Ausschluß von Personen, die Keller be- 
nutzen, die für die Lagerung und Behandlung von 
Weinen in erheblichen Mengen eingerichtet sind. 


Artikel 5 

(1) In den Meldungen nach Artikel 2 müssen Name 
und Anschrift des Meldepflichtigen sowie der Ort, 
wo das angemeldete Erzeugnis sich befindet, ange- 
geben werden. Die Mengen sind für Most oder 
Wein in Hektolitern, für Trauben in Doppelzentnern 
anzugeben. Dabei sind die weißen Traubenmoste 
und Weine sowie die roten oder roses Traubenmoste i 
und Weine getrennt anzugeben. 

(2) In den Meldungen nach Artikel 2 Absatz (2) j 
werden die Erzeugnisse der Mitgliedstaaten einer- 
seits und diejenigen der Drittländer und der asso- , 
ziierten Länder andererseits getrennt erfaßt. Die 
Meldungen erstrecken sich ohne Rücksicht auf die 
Art der Einlagerung auf alle gelagerten Mengen. In 
diesen Meldungen werden die Schaumweine beson- 
ders erwähnt. 

Artikel 6 


(2) Die Übersicht über die Meldungen gemäß Ar- 
tikel 6 Absatz (1) ist der Kommission in der in Arti- 
kel 5 angegebenen Form spätestens am 28. Februar 
zu übermitteln. 

In dieser Übersicht werden die bei den Erzeu- 
gern lagernden Mengen einerseits und die bei den 
natürlichen oder juristischen Personen des Artikels 2 
Absatz (2) lagernden Mengen andererseits getrennt 
erfaßt. Diese Übersicht soll ferner eine Schätzung 
der verfügbaren Mengen enthalten, die im laufen- 
den Weinjahr von den Erzeugern wahrscheinlich 
verbraucht werden. 

Falls diese Meldungen gemäß Artikel 10 in einem 
Mitgliedstaat vor dem 31. Dezember abgegeben wor- 
den sind, sind die mitgeteilten Angaben von dem 
betreffenden Mitgliedstaat auf den Stand vom 
31. Dezember zu bringen, um ihre Verwendung auf 
Gemeinschaftsebene zu ermöglichen. 

(3) Die in Artikel 2 Absatz (1) vorgesehene Ge- 
samtübersicht über die Meldungen gemäß Artikel 6 
Absatz (2) Buchstabe a) ist der Kommission in der 
in Artikel 5 vorgesehenen Form wie folgt zu über- 
mitteln: 

— bis zum 31. Dezember von der Französischen 
Republik und dem Großherzogtum Luxemburg, 

— bis zum 31. Januar von der Italienischen Repu- 
blik und 

— bis zum 15. Februar von der Bundesrepublik 
Deutschland. 


(1) Bis zum Zeitpunkt, zu dem gemäß Artikel 2 
Absatz (2) der Verordnung Nr. 24 des Rats über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Wein und auf Grund des in Arti- 
kel 7 dieser Verordnung in Aussicht genommenen ! 
Verfahrens entschieden wird, daß die Bestandsmel- ' 
düngen vor der Ernte abzugeben sind, müssen die j 
in Artikel 2 vorgesehenen Meldungen am 31. De- 
zember abgegeben werden. 

(2) Sobald diese Entscheidung in Kraft tritt: 

a) sind die in Artikel 2 Absatz (1) vorgesehenen 
Meldungen bis zu folgenden Zeitpunkten anzu- 
geben: 

— bis zum 15. Dezember von der Bundesrepublik 
Deutschland 

— bis zum 30. November von der Französischen 
Republik 

— bis zum 30. November von der Italienischen 
Republik 

— bis zum 30. November von dem Großherzog- 
tum Luxemburg 

b) sind die in Artikel 2 Absatz (2) genannten Mel- 
dungen für die am 31. August verstandenen Be- 
träge bis zum 7. September abzugeben. 


Artikel 7 

(1) Die in Artikel 2 vorgesehenen Meldungen sind 
auf einzelstaatlicher Ebene zentral zu erfassen. 


(4) Die in Artikel 2 Absatz (2) vorgesehene Über- 
sicht über die Meldungen gemäß Artikel 6 Ab- 
satz (2) Buchstabe b) ist der Kommission in der in 
Artikel 5 angegebenen Form bis zum 10. Oktober 
zu übermitteln. 

In dieser Übersicht werden die Bestände bei den 
Erzeugern einerseits und bei den in Artikel 2 Ab- 
satz (2) andererseits genannten natürlichen oder ju- 
ristischen Personen getrennt erfaßt. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Bestimmungen, um die Abgabe und zentrale Erfas- 
j sung der Meldungen für das ganze Land zu ermög- 
I liehen. 

Sie treffen ferner geeignete Kontrollmaßnahmen, 
um sicherzustellen, daß die Meldungen den Tatsa- 
chen entsprechen. 

Sie unterrichten die Kommission über diese Be- 
stimmungen und Maßnahmen. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
von jedem neuen Sachverhalt von Bedeutung, der 
dazu angetan ist, die Schätzung der verfügbaren 
Mengen und der Verwendung, die auf Grund der 
endgültigen Angaben der Vorjahre durchgeführt 
worden war, wesentlich zu verändern. 
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Artikel 10 

Die in den Mitgliedstaaten geltenden Bestim- 
mungen über die Abgabe von Ernte- und Bestands- 
meldungen, nach denen, insbesondere auf Grund 
eines umfassenderen als des in den Artikeln 2, 3 
und 4 vorgesehenen persönlichen oder sachlichen 
Geltungsbereichs und gegebenenfalls vor den in Ar- 
tikel 6 festgesetzten Zeitpunkten vollständigere An- 
gaben zu erteilen sind, werden von der vorliegen- 
den Verordnung nicht berührt. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Die Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 25. Oktober 1962 


Für die Kommission 

Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 135 der Kommission 
über die Festsetzung eines Zusatzbetrags für Einfuhren von 
geschlachteten Hühnern aus dritten Ländern 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — j 

i 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päschen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktordnung für Geflügelfleisch, insbesondere auf 
Artikel 6 Absatz (4), 

gestützt auf die Verordnung Nr. 109 der Kom- 
mission über die Festsetzung des Zusatzbetrags nach 
Artikel 7 der Verordnung Nr. 20 des Rats und nach 
Artikel 6 der Verordnungen Nr. 21 und 22 des Rats, 
insbesondere auf Artikel 4 Absatz (3) letzter Satz 
und Artikel 6, und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um Störungen im Handel mit Erzeugnissen, die 
unter die Verordnung Nr. 22 des Rats fallen, durch 
Angebote aus dritten Ländern zu Preisen, die unter 
dem Einschleusungspreis liegen, zu vermeiden, sind 
die nach Artikel 4 der Verordnung Nr. 22 des Rats 
festgesetzten und gegebenenfalls nach Artikel 5 die- 
ser Verordnung verringerten Abschöpfungsbeträge 
in den einzelnen Mitgliedstaaten um einen Betrag 
zu erhöhen, der dem Unterschied zwischen dem An- 
botspreis frei Grenze und dem Einschleusungspreis 
entspricht. 

Seit geraumer Zeit werden geschlachtete Hühner 
aus dritten Ländern zu Preisen angeboten, die unter 
dem Einschleusungspreis liegen; daher hat die Bun- 
desrepublik Deutschland bereits für Einfuhren von 
geschlachteten Hühnern aus dritten Ländern Zusatz- 
beträge erhoben. 

Da infolge eines Preisverfalls auf dem Weltmarkt 
voraussichtlich auch weiterhin geschlachtete Hühner 
aus dritten Ländern zu Preisen angeboten werden, 
die unter dem Einschleusungspreis liegen, erscheint 
es notwendig, für Einfuhren der genannten Erzeug- 
nisse aus dritten Ländern gemeinsame Maßnahmen 
zu treffen, die darin bestehen, daß für alle Mitglied- 
staaten ein einheitlicher Zusatzbetrag festgesetzt | 
wird. 

Nach den Unterlagen, über welche die Kommis- 
sion verfügt, liegen die Angebotspreise für ge- 
schlachtete Hühner, wenn nicht nur die in den Zoll- 
erklärungen angegebenen Preise, sondern auch alle 
anderen Umstände für die von dritten Ländern aus- 


geübte Preispolitik berücksichtigt werden, durch- 
schnittlich um 0,0625 Rechnungseinheiten unter den 
Einschleusungspreisen. 

Die Festsetzung eines Zusatzbetrags braucht je- 
doch gegenüber denjenigen dritten Ländern nicht zu 
erfolgen, die bereit und in der Lage sind, die Garan- 
tie zu übernehmen, daß der tatsächliche Preis bei 
der Einfuhr aus ihrem Hoheitsgebiet nicht unter dem 
Einschleusungspreis liegt und jede Verkehrsverlage- 
rung vermieden wird. 

Die Regierung des Königsreichs Dänemark hat 
sich durch Schreiben vom 17. Oktober 1962 bereit 
erklärt, diese Garantie vermittels entsprechender 
Ausfuhrkontrollen nach den ihr zu Gebote stehen- 
den gesetzlichen Möglichkeiten (Gesetz Nr. 195 vom 
16. Juni 1961 in der Fassung des Gesetzes Nr. 301 
vom 5. September 1962) zu übernehmen. Was die 
betreffenden Erzeugnisse angeht, ist davon auszu- 
gehen, daß Dänemark in der Lage ist, diese Garan- 
tieerklärung auch einzuhalten; es hat die beabsich- 
tigten Maßnahmen so getroffen, daß sie mit Inkraft- 
treten dieser Verordnung wirksam werden. Gegen- 
über Einfuhren von geschlachteten Hühnern aus 
Dänemark braucht daher ein Zusatzbetrag nicht fest- 
gesetzt zu werden. 

Der Verwaltungsausschuß für Geflügelfleisch 
und Eier hat nicht innerhalb der von seinem Präsi- 
denten gesetzten Frist Stellung genommen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 4 der Verordnung Nr. 22 des Rats 
vorgesehenen und gegebenenfalls nach Artikel 5 
dieser Verordnung verringerten Abschöpfungsbe- 
träge gegenüber dritten Ländern werden je Kilo- 
gramm geschlachtete Hühner (Nummer des Gemein- 
samen Zolltarifs ex 02.02) für Einfuhren aus dritten 
Ländern mit Ausnahme von Einfuhren aus Däne- 
mark um einen Zusatzbetrag von 0,0625 Rechnungs- 
einheiten erhöht. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 7. November 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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